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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 14 AS 11/15 B 
 
L 32 AS 31/14 (LSG Berlin-Brandenburg) 
S 10 AS 464/12 (SG Cottbus) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Oberspreewald-Lausitz, 
Adolfstraße 1 - 3, 01968 Senftenberg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. September 2015 durch 

den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    als Vorsitzenden sowie die Richter   Dr.  S c h ü t z e   

und   Dr.  F l i n t   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 5. Januar 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung ist 

als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 iVm § 169 Sozialgerichtsgesetz <SGG>), weil 

der zu ihrer Begründung allein angeführte Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) nicht gemäß § 160a Abs 2 Satz 3 SGG schlüssig darge-

legt ist. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Nach den aus § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG sich ergebenden Anforderungen muss ein Beschwerdeführer dazu anhand 

des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Rechtspre-

chung aufzeigen, welche Frage sich stellt, dass diese Rechtsfrage noch nicht geklärt ist, wes-

halb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich 

ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser Rechtsfragen erwarten 

lässt (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, IX, 

RdNr 63 ff).  

 

Diesen Darlegungsanforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Als grund-

sätzlich klärungsbedürftig erachtet sie die Frage: "Stellt die Mitteilung der Behörde an das So-

zialgericht, dass nunmehr der mit der Untätigkeitsklage begehrte Bescheid erlassen worden ist, 

ohne zugleich Gründe für eine verspätete Entscheidung vorzutragen, ein Anerkenntnis des 

geltend gemachten Bescheidungsanspruchs dar?". Insofern fehlt es bereits an näheren Ausfüh-

ren dazu, inwiefern diese Frage, von den zwei zitierten, divergierenden Entscheidungen von 

Landessozialgerichten abgesehen, unter Auseinandersetzung mit der Rechtsprechung des 

Bundessozialgerichts zum Anerkenntnisbegriff (vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 11. Aufl 2014, § 101 RdNr 20 mwN) einer weiteren Klärung durch ein zusätzliches Revi-

sionsverfahren bedürfte.  

 

Ungeachtet dessen fehlt es auch an näheren Angaben dazu, inwieweit es auf die bezeichnete 

Frage in dem angestrebten Revisionsverfahren rechtlich ankommen und inwiefern dies dem-

zufolge Einfluss auf die Rechtsstellung des Klägers haben könnte. Dem Vorbringen ist zwar zu 

entnehmen, dass der Kläger unter Fortführung eines auf die Bescheidung eines Widerspruchs 

gerichteten Klageverfahrens die Feststellung begehrt, dass das Verfahren durch angenomme-

nes Anerkenntnis in der Hauptsache erledigt ist. Ebenso ergibt sich, dass eine Untätigkeitsklage 

nach Auffassung des Landessozialgerichts mangels fortbestehendem Rechtsschutzbedürfnis 

als unzulässig abzuweisen ist, wenn sie nach Erlass der begehrten Entscheidung nicht nach 

§ 88 Abs 1 Satz 3 SGG für erledigt erklärt wird und dass der Kläger ausdrücklich erklärt habe, 

eine solche Erklärung nicht abgeben zu wollen. Nicht zu entnehmen ist dem Vorbringen aber, 
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welche rechtserheblichen und in einem Revisionsverfahren klärungsfähigen Vorteile der Kläger 

hierdurch zu erlangen suchte. Soweit sie sich, was nach Erlass des mit der Untätigkeitsklage 

ursprünglich begehrten Widerspruchsbescheids naheliegen könnte, auf eine ihm günstige(re) 

Kostenentscheidung im Untätigkeitsklageverfahren richten sollten, hätte dazu insbesondere 

dargelegt werden müssen, inwiefern der nach Erlass des Widerspruchsbescheids verbliebene 

Wert des Beschwerdegegenstandes im maßgebenden Zeitpunkt der Berufungseinlegung (vgl 

nur Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 144 RdNr 19f mwN) 

noch die Berufungssumme des § 144 Abs 1 Satz 1 Nr 1 SGG erreichte und inwiefern der Zu-

lässigkeit der Berufung und damit auch der Sachentscheidung in dem angestrebten Revisions-

verfahren nicht § 144 Abs 4 SGG entgegenstand bzw -steht, wonach die Berufung ausge-

schlossen ist, wenn es sich um die Kosten des Verfahrens handelt. Damit mangelt es an der 

notwendigen Angabe zu den entscheidungserheblichen tatsächlichen Umständen, die dem 

Senat allein anhand der Beschwerdebegründung eine Beurteilung von Entscheidungserheblich-

keit und Grundsätzlichkeit der aufgeworfenen Frage erlaubt (zu dieser Darlegungsanforderung 

Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, § 160a RdNr 13e mwN).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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